
Gerhard ru1D
Das Soz1ıale weıter denken

Zur Rezeption des Impulstextes BEK o7z1ale He  kr denken“

Der 1mM Dezember 2003 veröffentlichte A Tmpulstext der Kommuissıon für gesell-
schaftliche un!: soz1ale Fragen (Kommiıissıon VI) der Deutschen Bischotfskonferenz
hat 1ın der breiten Offentlichkeit, 1aber auch iınnerhalb kırchlicher Kreıise un:
Soz1ialethikern heftige Kontroversen ausgelöst!. Josef Homeyer, Bischof der D16-
FÜ E S Hıldesheim, Vorsitzender dieser Kommuissıon un Inıtıator des Impulstextes,
begrüßte 1es Maärz 2004 ausdrücklich, als eıne Tagung einleıtete, die 1m
Forschungsinstitut für Philosophie Hannover F1 selben Thema statttand. Mehr
könne I11Lall VO  =3; einem solchen Text nıcht „als eiınen Autbruch iın den WI1S-
senschaftlichen, polıtischen un: gesellschaftlichen Diskurs“ A AT habe CS „1deo-
logische Schablonierungen“ un „moralısche Diskreditierungen“ gegeben. Dıies
se1 aber nıcht verwüunderlich: „ Wer beansprucht, das Soz1iale HEn denken, wırd
das nıcht Lun können, hne siıch mı1t dem ‚alten Denken‘ kritisch auseinanderzu-
setzen.“ Bischof Homeyer 1St allerdings skeptisch, ob die Botschaft der Dringlich-
eıt eıner Reform des soz1alstaatliıchen Arrangements wirklich schon be]1 allen
vgekommen SE1:

„Solange 6S die klammheimliche Überzeugung 1bt, da{fß eigentliıch die Gestalt, die Strukturen, der
Umftang Uun: die Wırkungen des deutschen Soz1ialstaates 1ın Ordnung seı1en, daft Ianl, sollte die Kon-
Junktur wıieder anspringen und dıe Fınanzıerung der verschiedenen 5Systeme wiıieder verbessert werden,
dafß 687  ; ann 11U wıeder 1n die alten Verhältnisse zurückkehren könne, da{fß diese Verhältnisse WECI11)

uch mıiıt höheren Beiıtragsbelastungen gleichsam nahe ethischen UOptimum se1en, sollte INan dieser
heimlichen Überzeugung se1ın, annn allerdings hätten WIr 1ın Deutschland eıne Retormdebatte ın Wahr-
eıt och 24200 nıcht begonnen.“

Als Miıtglied der Gruppe, die der Erarbeitung des Impulstextes beteiligt WAal,
moöchte ıch 1m tolgenden Vr die zentralen Anliegen des Impulstextes erınnern,
die Rezeption nachzeichnen un!: miıich mi1t den wichtigsten Kritiken meı1nerseıts krı-
tisch auseinand ersetzen. Dabej yeht CS mI1r nıcht eıne Apologie des Textes, SOUO1I1-

ern die sachorientierte Fortsetzung eıner Diıskussion, die sowohl für die Saa
kuntft ULlSCICS soz1alstaatlichen Systems W1e€ für das Selbstverständnis christlicher
Soz1ialethik notwendig 1St.

398



Das Soziale weıter denken

Die Hauptanlıegen des Impulstextes
In der Rezeption wurde der Text sechr schnell in den aktuellen Kontext politischer
Kontroversen eingerückt un als Unterstutzung eınes ‚neoliberalen Maınstreams“
interpretiert. Damıt wiırd INa  — dem Text jedoch nıcht gerecht. Die Bischöfe un:
diejenigen, die S1Ce beraten haben, wollten keinestalls einem Abri( oder Abbau des
Soz1alstaates das Wort reden. ber angesichts der Probleme und Heraustorderun-
CI denen heute gegenübersteht wollten S1€E mi1t Nachdruck darauft hinweıisen,
da „keine der großen Siäulen des Soz1alstaatesDas Soziale weiter denken  Die Hauptanliegen des Impulstextes  In der Rezeption wurde der Text sehr schnell in den aktuellen Kontext politischer  Kontroversen eingerückt und als Unterstützung eines „neoliberalen Mainstreams“  interpretiert. Damit wird man dem Text jedoch nicht gerecht. Die Bischöfe und  diejenigen, die sie beraten haben, wollten keinesfalls einem Abriß oder Abbau des  Sozialstaates das Wort reden. Aber angesichts der Probleme und Herausforderun-  gen, denen er heute gegenübersteht?, wollten sie mit Nachdruck darauf hinweisen,  daß „keine der großen Säulen des Sozialstaates ... ohne tiefgreifende Reformen zu-  kunftsfähig“ ist (8). Bei den Reformen müßten freilich diejenigen Interessen stär-  ker als bisher berücksichtigt werden, die sich in der gesellschaftlichen Debatte  nicht so gut artikulieren können, zum Beispiel die der Familien und der Arbeitslo-  sen. Die Reformen selbst sind „eine Frage der Gerechtigkeit“*. Da die Bischöfe  den Bevölkerungsrückgang und die Alterung der Bevölkerung in Deutschland als  eines der gravierendsten Probleme identifizieren, fordern sıe ım Rahmen eines in-  tegralen Verständnisses von Sozialpolitik eine konsequentere Förderung der Fa-  milie und eine Bildungspolitik, die wirklich allen in der Gesellschaft Beteili-  gungschancen einräumt. Außerdem müsse eine langfristige Zeitperspektive die  Reformdebatte bestimmen, damit die ergriffenen Maßnahmen tatsächlich nachhal-  tig wirksam sein und die Interessen zukünftiger Generationen ins Spiel gebracht  werden könnten.  Damit dies möglich wird, fordern die Bischöfe, eine Anregung von Hans F. Za-  cher aufgreifend®, „Institutionen, die den Blick auf das Ganze und auf eine nach-  haltige, zukunftsorientierte Politik richten“ (15), etwa dadurch, daß in Anlehnung  an den Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwick-  lung ein regelmäßiger „Sozialstaats-TUV“ erstellt wird. Um die notwendigen Ver-  änderungen möglich zu machen, meinen die Bischöfe außerdem, daß eine Reform  des deutschen Föderalismus notwendig sei, weil dieser bislang notwendige Ent-  scheidungen häufig blockiere bzw. die notdürftig gefundenen Kompromisse oft  keine guten Lösungen für die anstehenden Probleme seien. Dazu müßten die Gren-  zen der Kompetenzen zwischen Bund und Ländern klarer gezogen werden und  dem Prinzip der Subsidiarität entsprechen.  Diese drei Punkte — Nachwuchsförderung, Sozialstaats-TUV und Reform des  Föderalismus — sind im Impulspapier selbst wichtiger als die sozialstaatskritischen  Äußerungen oder die Forderungen nach mehr Eigenverantwortung und neuen So-  lidaritätsformen, die in der Rezeption die meiste Kritik auf sich gezogen haben.  Ein Teil der umstrittenen Aussagen sind zudem explizit als Anfragen an bzw. Auf-  gaben für eine zu errichtende unabhängige Forschungsstruktur formuliert, die im  Rahmen des Sozialstaats-TUVs die genannten Probleme erst näher untersuchen  soll (16-18).  399ohne tiefgreitende Reformen
kunftstähig“ 1St (8) Be1l den Reformen müfßten treıilich diejenıgen Interessen sStar-
ker als bisher berücksichtigt werden, die sıch in der gyesellschaftlichen Debatte
nıcht gul artıkulieren können, ZBeispiel die der Famıilien un: der Arbeıtslo-
Ol  = Die Reformen selbst sınd „eıne Frage der Gerechtigkeit *. [ )a die Bischoöftfe
den Bevölkerungsrückgang und die Alterung der Bevölkerung 1in Deutschland als
e1nes der gravierendsten Probleme identifizıeren, ordern S1@e 1m Rahmen eınes 1N-
tegralen Verständnisses VO Soz1alpolitik eıne konsequentere Förderung der Fa-
mıilie und eine Biıldungspolitik, dıe wirklich allen 1ın der Gesellschaft Beteili-
yungschancen einräumt. Außerdem musse eiıne langfristige Zeitperspektive dıe
Reformdebatte bestimmen, damıt die ergriffenen Mafßnahmen tatsächlich nachhal-
t1g wırksam se1n un die Interessen zukünftiger Generationen 1NSs Spiel vebracht
werden könnten.

Damıt 1€eSs möglıch wırd, ordern dıe Biıschöfe, eıne Anregung VO Hans Lal
cher aufgreifend „Instiıtutionen, dıe den Blick auf das (CGGanze un: auf eıne ach-
haltıgze, zukunftsorientierte Polıitik richten“ (15),; eLtw2a dadurch, dafß 1n Anlehnung

den Sachverständigenrat 7Ä0RE Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwick-
lung eın regelmäfßiger „Sozialstaats- TU v“ erstellt wırd Um dıe notwendigen Ver-
anderungen möglıch machen, meınen die Bischöte aufßerdem, da eıne Reform
des deutschen Föderalismus notwendig sel,; weıl dieser bislang notwendıge Ent-
scheidungen häufig blockiere bzw. die notdürftig gefundenen Kompromıisse oft
keine LOösungen tür dıe anstehenden Probleme selen. Dazu muften die Gren-
ZCe1N der Kompetenzen 7zwıischen Bund un Ländern klarer SCZOBCN werden un
dem Prinzıp der Subsıdıiarıtät entsprechen.

Diese re1l Punkte Nachwuchsförderung, Sozialstaats-TUV un!: Reform des
Föderalismus sınd 1m Impulspapıer selbst wichtiger als die so7z1alstaatskritischen
Außerungen der die Forderungen ach mehr E1genverantwortung un: SO-
lıdarıtätstormen, die 1ın der Rezeption dıe me1lste Kritik auf sıch SCZOSCN haben
Eın eıl der umstrıttenen Aussagen sınd zudem explizıt als Anfragen bzw. Auf-
gaben für eıne errichtende unabhängıge Forschungsstruktur tormuliert, dıe 1m
Rahmen des Sozialstaats-TUVsSs dıie genannten Probleme erst niäher untersuchen
soll (16—-1 8)
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Dıie öffentliche Rezeption
ank der Konstellation, dafß die Vorstellung des Impulstextes gleichzeitig mMI1t den
Verhandlungen 1mM Vermittlungsausschufß ber das Vorziıehen der Steuerretorm un:
andere Retormmafßnahmen stattfand, wurde der Impulstext der Absicht
der Bischöte® als Kommentar diesen Reformbemühungen aufgefaßt” un tand
deshalb orofße Aufmerksamkeit. Im Fernsehen un dıversen Radiosendern wurde
ebenso WI1€E in tast allen Tageszeıtungen VO 13 Dezember 2003 ausführlich be-
richtet un: der Text ommentiert®. Irotz mancher Kritik hielt ıh Matthias Dro-
bıinskı 1n einem bemerkenswert langen Kommentar 1n der Suddeutschen Zeıtung
für den „wichtigsten kırchlichen soz1alpolitischen Text se1t 1997°

Von vielen Kommentatoren wurde der Text ausdrücklich begrüfßt?, VO einıgen
für „mutıg” befunden. Fuür AÄAnnett (Otto (Berliner Zeıtung) sınd die Bischöfe

endlich 1n der Wırklichkeit angekommen“ Karl-Ludwig Günsche (Stuttgarter
Zeıtung) oingen die Bischöfe iın ıhrer Problemanalyse och nıcht weıt Ö1e
tertrieben eher, als da{fß s$1e schwarz malten.

Kritische Kommentare kamen VOT allem 1ın der tageszeıtung un: der Frankturter
Rundschau. Letztere betitelte ıhren Kommentar miıt „Abschied VO der Soz1al-
lehre“ Wiährend einıge katholische Verbände WI1€e die Katholiken 1n Wırtschaft un:
Verwaltung das Kolpingwerk Deutschland un: der Bund Katholischer Un-
ternehmer SOWI1e der Generalsekretär des Deutschen Carıtasverbandes,
Georg Cremer, den Text lobten!!, kam VO der Katholischen Arbeıiıtnehmerbe-
WCSUNgG Krıitik. Der Text sSCe1 „schwammıig“ un: eın Rückschritt gegenüber
dem Soz1ialwort VO  m 1997 Dıie Katholische Frauengemeıinschaft Deutschlands
monı1erte, da{ß die Gender-Perspektive tehle un damıt das Ziel der Geschlechter-
gerechtigkeit nıcht aufgegriffen werde 12

Selıtens der Politiker kam weıtgehend Zustimmung, dıe teilweıse öffentlich
geäußert wurde, W1€e eLtwa VO  Z Aloıs Glück, Gu1do Westerwelle un Dıieter Althaus,

kritischer VO  - Herman Kues: teilweise wurden 1aber auch sehr ausführliche
un: dıtferenzierte Stellungnahmen pPCI Briet Homeyer gesandt. Posıtıv W ar auch
die KResonanz be] einem Gespräch, das Josef Homeyer un Reinhard Marx, Bischof
VO  z Trıer, m1t Franz Münteftering un! Rezzo Schlauch uührten. Kritisch außerten
sıch anderen Ursula Engelen-Kefer un:! 1la Schmuidt. Immer wıeder wurde
vemutmadißt, dafß die Akzentverschiebung ın der bıschöflichen Sozlalverkündigung
auch damıt tun habe, da{fß die Kırche anstehender Sparmafsnahmen selbst
Mitarbeiter un! Mitarbeiterinnen entlassen un:! auf nıedrigere Gehiälter drängen
musse !> Danıel Deckers torderte die Kırche auch gleich auf, beim Umbau des
korporatistischen Soz1ialstaats selbst mıiıt Beıispıel voranzugehen (FAZ,
13 12:2003).

Dıie Rezeption 1St stark epragt worden durch eiıne ausgesprochen kritische Br
klärung der re1ı katholischen Soz1ialethiker arl Gabriel, Friedhelm Hengsbach
400
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und Dietmar Mieth!*, die selben Jag veröfftentlicht wurde W1€e der Impulstext
un: deshalb in den Berichten oder Dezember 2003 me1st ebenftfalls ZUrFr

Sprache kam Außerdem hat dıe Polemik VO  — Norbert Blüm, die Januar 2004
1ın der Suddeutschen Zeıtung erschien 15 vermutlich be]l vielen dazu geführt, da{fß S1e
den Text 1n eıne bestimmte Schublade steckten, och bevor S1Ce ıhn gelesen hatten.
In der Sıcht VO  — Gabriel, Hengsbach un: Mieth verabschiedet sıch der Impulstext
VO „Gemeıunsamen Soz1alwort“ der Kırchen VO 199% ibt das Prinzıp der Ver-
teılungsgerechtigkeit auf un schwächt „de soz1alkatholischen Vorstellungen VO

soz1aler Gerechtigkeit un solidarischer Verantwortung der lıberalen
Prinzıpien VO privater Vorsorge un: Eıgenverantwortung“ 16 S1e wenden sıch
hement die Kritik des Impulstextes biısherigen soz1alstaatlichen Arrange-
mMent un: böse Absıichten: „Der Text soll offenbar helfen, den Weg für
weıtere Sozialkürzungen bereiten.‘ Der Impulstext sSe1 keine „tfundierte Stel-
lungnahme der Kırchenleitung“, sondern 11UT „eın provokanter, 1n vielen Punkten
och nıcht durchdachter Diskussionsanstoß“.

Norbert Blüm hat sıch in eiıner aum überbietenden Polemik kritisch mıiıt dem
Impulstext auseinandergesetzt. Dıie Bischöfe seıen getrieben VO der Angst, 1mM Mo-
dernısıerungsprozefß nıcht mıthalten können, merkten aber nıcht, da{ß die neoli-
berale Marktlücke, 1n die S1e ottenbar vorstofßen wollten, bereıts besetzt sel. en
Soz1alstaat madıg machen, se1 heute bıllıg geworden. Besonders aufgestofßen 1st
ıhm (wıe anderen auch) der tatsächlich unglückliche Satz des Impulstextes, das SO-
7z1ale se1 „zx eiınem Anspruch (geworden), eiıne ımmer komftortablere Normalıtät
herzustellen“ 18 Blüum wünschte sıch, da{ß eın Bischof diese Stelle einem Arbeitslo-
SCH, der 2700 erfolglose Bewerbungen verschickt habe, vorlese un: „ıhm klarzuma-
chen versucht, da{f seıne ımmer komfortablere Normalıtät‘ auch das Ergebnıis ‚der
zusehends geschwächten E1ıgenverantwortung‘ 1St  C 19 Hınter der Forderung ach
Eıgenverantwortung das klassısche indiyvidualistische Menschenbild,
das nıcht das der katholischen Soziallehre sel. Der Impulstext habe manches mıt e1-
HT: Sulze gemeınsam, das meılste se1 Gelatine2°©. Er nıcht als Katalysator für
notwendiıge Debatten, sondern „bestentalls als Parfümfläschchen auf den Partys der
Modernisierer“ 21 Mıt solcher Rhetorik übertönt Blüum leider auch manche berech-
tıgte Krıtık, die sıch ın seıner Stellungnahme tındet, un:! alst insgesamt den Eın-
druck entstehen, 1er könnte Jjemand den Impulstext „Das Soz1ale HEL denken“
täalschlicherweise als Infragestellung seliner eigenen Lebensleistung als langjJahrıger
Arbeiıts- un: Soz1alminıster interpretiert haben

Auseinandersetzung mıt den Hauptkritikpunkten
Be]l allen Kontroversen 1St berücksichtigen, dafß auch die Kritiker mıt einıgen
sentlichen Aussagen des Impulstextes übereinstimmen, ZU Beispiel mıt der
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Forderung, da{fi angesichts der bestehenden Probleme ZEWISSE Moditikationen des
Arrangements des Soz1alstaates unverzıichtbar sınd, da{fß be1 allen Reformen dıe
wenıger zul organısıerten un artıkulierten Interessen nıcht den Tisch tallen
dürtfen un dıe Reformen langfristig und nachhaltıg se1n sollten, da{fß CS orofße (3e-
rechtigkeitslücken 1mM Bereich der Familienpolitik un: der Bildungspolitik 1bt,
sentlich mehr als bısher für „Nachwuchssicherung“ un! „Nachwuchsförderung“

werden mu{l un soz1alstaatlıche Mafßnahmen stärker darauf ausgerichtet se1ın
sollten, die Betroffenen wieder mehr in den Stand VErSeLZEHN; sıch selbst helfen
können, wobel solche Hılfe AT Selbsthilfe eben zunächst doch auch „Fte: IST

uch die Aussagen eıner Retform des Föderaliısmus un!: die Forderung ach Ee1-
HC regelmäßigen Soz1ialbericht sınd aum umstrıtten. Die wichtigsten Streit-
punkte lassen sıch tolgendermafßßen Zusammenfassen‚ wobel ıch auch ogleich jJeweıls
GEE A Stellung beziehen werde:

Sozialstaatskritik
Eın wichtiger 'e1l der Kritik Impulstext bezieht sıch auf dessen Soz1ialstaatskri-
tiık In der ;Tat spricht der Impulstext VO einem Veralten des soz1alstaatlıchen Ar-
r angements, weıl nıcht mehr wirklich den heutigen gesellschaftlichen Heraustfor-
derungen entspreche. Außerdem se1 ınzwiıischen selbst einem Problem
geworden, da Solıdarıtät un: Eıgenverantwortung untergrabe. Es gyebe eın U
durchschaubares Dickicht VO Transterleistungen“ Jenseılts der notwendigen bs1-
cherung VO Rısıken un: Notlagen (a 8—12) Gabrıel, Hengsbach un: Mieth
hen w1e Blüum 1n solcher Kritik die Getahr eıner Delegitimierung des ohnehiın schon
stark angegriffenen Soz1ialstaates mi1t dem Ergebnis der Schwächung der Posıtion
der wenıgen, die überhaupt och für Solidarıtät un Gerechtigkeıit eintreten. Im
Endergebnıis tühre 1es eıner Amerikanısıierung “* un eıner Preisgabe des
kontinentaleuropäischen Soz1alstaatsmodells, damıt auch dem 1m Soz1i1alwort
VO 1997 och abgelehnten „Systemwechsel“ S Das derzeıtige 5System
beziehe seiıne Legıitimıitat anderem davon, da{fß auch die Miıttelschichten 1ın
z1alstaatliıche Umverteilungsprogramme integriert selen un:!V iıhnen profitierten,
während eıne rein auf Armutsprobleme ausgerichtete mınımale Absıcherung VO

denen, die S1€ nıcht nötıg haben, sehr 1e] eher als überflüssıg abgelehnt wüuürde
Manche Formulierung der Soz1ialstaatskritik des Impulstextes Mag tatsächlich

mındest mıifßverständlich se1In. uch 1ST vielleicht wen1g bedacht worden, welche
politischen Wırkungen für bestimmte polıtische Konstellationen der Impulstext ha-
ben könnte, W as übrigens auch damıt hängen dürfte, da{fß 7W1-
schenzeıtlich einmal als eın Papıer der Expertengruppe die Bischöfe, nıcht als eın
Dokument der Bischöte der Kommıissıon AVA| 1Ns Auge gefaßt worden W AT. Irotz-
dem würde INa jegliche sachorientierte Auseinandersetzung blockieren, würde
ILanl immer LLUTr auf möglıche politische Nebenwirkungen achten. Von der Sache her
aber 1St doch überhaupt nıcht bezweıteln, da{ß 6S die ZENANNLEN Probleme
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tatsächlich o1ıbt. Wenn beispielsweise bıs auf eine kleine Freigrenze zusätzliches Ar-
beitseiınkommen voll auf die Soz1alhilfe angerechnet wırd, AaAnnn wırd E1ıgenverant-
W0rtung 1m bestehenden 5System eben nıcht belohnt, sondern bestraft. Wenn das
Rısıko der Altersversorgung durch ein gesetzliches RKentensystem soz1alisıert wırd,
diıe Erziehung VO Kındern aber weiıterhin überwiegend privat finanzıeren ist,
obwohl Kınder die Grundlage ür jede orm der Alterssicherung, auch der kapıtal-
gedeckten Altersvorsorge darstellen, ann 1St CS richtig, davon sprechen, da{fß Jer
Famıilien benachteıiligt un: damıt solidariısche Lebenstormen beeinträchtigt WECI-

den
Und 1St N nıcht gerechtfertigt, VO eiınem „Dickicht VO Transferleistungen“

sprechen? Wır wı1ssen doch wirklich nıcht, welche Umverteilungswirkungen das
ausgesprochen komplizierte bestehende 5System mıiıt seiınen vieltältigen Abgaben auf
der eiınen un: Transterzahlungen auf der anderen Seıite tatsächlich ErZEUZL. Eın C1I-

heblicher Anteıl wırd denselben Personen AaUuUs der einen TascheAun!: 1n
die andere wıieder hineingesteckt, wobe]l allerdings eın nıcht unerheblicher Pro-

1n aufgeblähten Bürokratıien hängen bleibt. Dies krıtisıeren, bedeutet
och keinen Systemwechsel. Wenn 1n diesem Zusammenhang auf das Sozialwort
VO 1997 hingewlesen wiırd, sollte 11an den entsprechenden Abschnıtt übrigens
auch vollständig Zıtleren: Dort 1STt namlıch VO vielem 1n Sahz Ühnlicher Weıse die
ede Ww1e€e 1m Impulstext. Es werden „spürbare Änderungen“ gefordert un eıne
Koppelung VO Anspruchsberechtigung und Leistungsverpflichtung, W as auch
Einschnıitten nötıge (SW 15) Die vorrangıge Bindung des Sozlalsystems die Er-
werbseinkommen musse yelöst werden, auch der demographische Wandel wırd als
Problem benannt (SW 16 Schliefßlich heißt CS

„Quantitative un! qualitative Veränderungen 1mM Gefüge des Soz1ialstaats sınd sorgfältig Ntier-
scheiden. Es 1St nıcht ausgemacht, da veränderten Bedingungen alle Errungenschaften der Ver-
yangenheit 1n ungeschmälerte Höhe festgehalten werden können“ (SW 18)

Auf solche „veränderten Bedingungen“ beruft sıch der Impulstext.
W/as das „Mittelschichtenargument“ angeht, wırd 1er übersehen, da{fß heute

gerade dıe Mittelschichten ımmer wenıger wirklich V bestehenden System PTO-
fıtıeren, sondern eher 1n besonderer Weıse durch wachsende Abgaben belastet WEI=-

den, denen ımmer wenıger Leistungen gegenüberstehen. Hıer könnte eın Abbau
des Umverteilungsvolumens die Legıitimität des Soz1ialstaats wıeder steigern,
selbst dann, WEeNnNn diese Miıttelschichten dıe durch Abgabensenkungen freı werden-
den Mıiıttel für die private Vorsorge einsetzen mussen. IDann können S1€e sıch nam-
iıch wenı1gstens freı ach eigenen Kriıterien für die effizıienteste Orm der Vorsorge
entscheiden.

Meın Eindruck 1St außerdem, da{fi die ede VO eıner rohenden „Amerikanısıe-
rung“ auf möglıche Gefahren hınweisen kann, darın auch ıhre Berechtigung hat, aber
doch ohl eher als „Kıllerphrase“ wiırkt, eıne kritische Debatte StOppenN.
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Forderung nach mehr E1igenverantwortung
Eın weıterer kontroverser Punkt 1st dıe Forderung ach mehr E1ıgenverantwortung.
Für dıe Kritiker kristallisıert sıch gerade darın die Getahr eınes Systemwechsels un
die Abkehr VO Soz1ialwort. Wıe eın Beıtrag des evangelıschen Soz1ialethikers Jöörg
Hübner auf der erwähnten Tagung des Forschungsinstituts für Philosophie jedoch
deutlich gemacht hat, wıderspricht die Forderung ach Eıgenverantwortung Danz
und Sal nıcht einem christlichen Menschenbild, sondern 1St mıiıt diesem höchst kom-
patıbel. Niemand trıtt Ja mi1t der Forderung ach E1ıgenverantwortung Für eine (e-
sellschaft voneiınander isolierter, egolstischer Individuen e1n, sehr ohl aber für eın
Gemeıinwesen, 1n denen die einzelnen die Freiheıit, die Fähigkeit un gegenüber den
anderen dıe Pflicht haben, Art und Umftang ıhrer Vorsorge ber das notwendige
inımum hınaus weıtestgehend selbst bestimmen und dafür Verantwortung
übernehmen. Michael chramm hat 1n Hannover übrigens darauf hingewılesen, da{ß
das keine Abkehr VO Soz1ialwort darstellt. Dort 1St 1m Zusammenhang mıiıt der
Subsidiarıtät VO „Vorfahrt für E1genverantwortung“ dıe ede (S 2 „Eıgen-
verantwortun un Verantwortung der kleinen so7z71alen Einheiten mussen gestärkt
werden“ (SW 26) Es 1st „Abschied nehmen VO dem Wunsch ach eınem Wohl-
tahrtsstaat, der in paternalıstischer Weı1se allen Bürgerinnen un Burgern die 1082
bensvorsorge abnımmt“ ® 20

1ne der A4US meıner Sıcht wichtigsten Stellen 1mM Impulstext 1St dıe Forderung,
„die Grenze 7zwischen eiınem soliıdarısch abgesicherten klaren Gewährleistungsrah-
INEeE  e} für alle un!: dem Bereich der E1genverantwortung LIECU ziehen. Wurde bıs-
her 1n steigendem Mafiß auch 1m Bereich mıttlerer FEinkommen der Jeweıls erreichte
Lebensstandard abgesichert, wırd es zunehmend erforderlıch, dıe Lebenslagen
un:! -risıken definieren, für die eıne solche Siıcherung notwendıg 1St  CC (17)
Hıer wırd nıcht eiınem vollständigen Verzicht auf eiıne Absicherung das Wort SCIC-
det, dıe ber eın soz10kulturelles Ex1iıstenzminimum hınausgeht. Sehr ohl aber
wiırd die Frage gestellt, ob tatsächlich der Staat selıne Bürger eiınem solch hohen
Mafiß Vorsorgeautwendungen zwingen mufß, oder ob nıcht die Grenzen insotern
LICUu SCZOBCN werden können, als dıe Bürger ELW ın der Krankenversicherung eıne
Eıgenbeteiligung oder den Verzicht auf estimmte Leistungen W1€ den direkten Va
gAaI1S Fachärzten vereinbaren können. uch 1n der Rentenversicherung könnte
C® für manche VO Vorteil se1n, die öhe iıhrer Vorsorgeaufwendungen und damıt
auch die ohe iıhrer spateren Rente eigenverantwortlich 1n eıner orößeren Varıatı-
onsbreite testzulegen, ZBeispiel weıl S1€e Immobilien besitzen der mıt Einkünf-
vn AUS anderen Quellen rechnen können. Diese ach dem Aquivalenzprinzip
gestaltenden orößeren Freiheitsräume hätten mıt Entsolidarisierung nıchts u  =)]

Soztalpolitik als Verteilungspolitik ®
Besondere Kritik hat der Vorwurf des Impulstextes auf sıch SCZOYCN, 6S gebe iın
Deutschland eıne Verengung der Sozialpolitik auf Verteilungspolitik (43) Damıt ISt
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nıcht gemeınt, dafß 065 keıne enswerte Umverteilung mehr veben solle, W1€
manche Kritiker vorschnell unterstellt haben Aus dem Kontext geht eindeutig her-
VOIL, da{fß Gx arum geht, da{fß 1n den aktuellen öffentlichen Reformdebatten jede V =

geschlagene Mafß$nahme 1Ur VOT dem Hıntergrund der Frage betrachtet wiırd, WCT

VO  aD} ıhr hat und wWer nıcht. Welche langfristigen Wirkungen eıne Mafßnahme
hat, welche Anreıze m1t ıhr verbunden sınd, W1€ S1€e sıch auf Wachstum und Kon-
kurrenzfähigkeit auswirkt, welche ordnungspolıtischen Implikationen S1e hat all
dies wiırd nıcht bedacht.

Wenn immer 11UTr darauf yeachtet wiırd, WeTr wıevıel verliert oder zewinnt, un die
rage der Gerechtigkeıit ausschließlich danach beurteıilt wırd, wırd außerdem
der and eintach das Bestehende für gerecht erklärt. Es könnte aber durchaus se1nN,
ıch halte das für wahrscheıinlich, da{ß eıne ma{$volle Reduktion des (zsesamt-
umfangs staatlıch organısıerter Umverteilung auch den Äl‘ msten ZUguLe kom-
inen könnte, eLIWwWwa dadurch, da{ß auf diesem Weg Bürokratiekosten reduzıert, An
rei1ze geschaffen un der Faktor Arbeit entlastet würde Dafß umgekehrt die ZATE

Herstellung M.C)  z Beteiligungsgerechtigkeit notwendigen Mafß$nahmen ZUrTr Betfähi-
gUNS derer, dıe sıch beteiligen können sollen, auch Umverteilung erfordert, bestrei-
Telt nıemand. Sıe wırd beispielsweise Ort sehr dringend benötigt, Menschen eıne
mınımale soz1ale Absıcherung brauchen, ber Biıldung die Beteiliıgungschancen
aller erhöht?* un durch gee1gnete Ma{finahmen dıe Leistungen der Famılie ZuUur

Nachwuchssicherung auch tinanzıell honoriert werden mussen.

Armenfürsorge UN Almosen anstelle soz1alstaatlıcher Leıistungen“s
Im Impulstext wırd dem Soz1alstaat vorgewortfen, alte Solidarıtätsftormen 1-

oraben (41) un: daraus dıe Folgerung abgeleıtet, einer NEeCUECN Soz1ialkultur
kommen un:! Netzwerke stärken, damıt das staatliıche 5System soz1aler Siıcherung
VOT Überforderung geschützt erd Manche Kritiker haben darauthıin dem Impuls-
FEXT vorgeworften, wolle vorneuzeıtlichen Formen kleinräumiger Solidarıität 1ın
der Famlıulie mıt den daraus tolgenden Freiheitseinschränkungen oder Armen-
fürsorge un!: Almosen zurück ?2>. [)as ISt 1aber nıcht der Fall Natürlich unscht sıch
nıemand, da{fß „zerruttete Ehepaare bejieinander bleiben, Ansprüche auf soz1al-
staatlıche Leıistungen nıcht verlieren“, W1€ Gabrıel, Hengsbach un: Mieth 1n ıh-
FE Kritik anfragten. ber WIr sollten CS uns auch nıcht mehr leisten, solıdarısche
Lebenstormen dadurch getährden, da{ß Menschen soz1ale Leistungen verlieren,
weıl S1e sıch eıner Ehe entschließen. Nıemand ll das Nıveau der Alterssiche-
rung reduzıieren, da{fß Menschen für ıhr eigenes UÜberleben auf Unterhaltsleistun-
SCH ihrer Kiınder angewlesen sınd Fın soz10kulturelles Existenzminimum MUu auf
jeden Fall sichergestellt se1n.

Irotzdem wırd CS tüur dıe Qualität WHHSCLET Gesellschaft entscheidend se1ın, da{fß die
Einsicht 1n dıe Pflicht eiıne eben nıcht tinanzıelle, 1aber menschliche dSorge un!:
Fürsorge für die altere Generatıon nıcht weıter verloren geht. er Impulstext ll
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darauf autmerksam machen, da eıne immer alter werdende Sıngle-Gesellschaft, 1in
der sıch dıe einzelnen AaUus ihren Netzwerken herauslösen un: damıt 1n weıt mehr
Fällen als bislang 1n der Regel auf protessionelle Hıltfe angewl1esen sind, weder
menschlich och tinanzıerbar 1St Sowohl dıe Vereinzelung WwW1€e die Alterung sınd
leider Trends, dıe sıch 1ın Zukunft verschärften werden.

Wenn s nıcht gelingt, durch bürgerschaftliches Engagement ( El Formen VO

Solidarıtät entwickeln, dıe die Funktionen wenı1gsten einıger der tradıtionellen
Gemeinschaftstormen übernehmen können, steht eın ınhumaner un: aum mehr
tinanzıerbarer Soz1alstaat VT der TÜr dessen Legitimationsprobleme die Probleme
des bestehenden 5Systems 1n den Schatten stellen werden. Unklar bleibt freilich,
durch diese Solıdarıtäten gefördert werden können. Es 1St TAAUYAS B nıcht
plausıbel, davon auszugehen, da relatıv ZuLE soz1alstaatliche Transterleistungen,
die die einzelnen unabhängiger gemacht haben, neben vielen anderen gesellschaft-
lıchen Faktoren dafür mıtverantwortlich sınd, da{fß alte Solidarıtäten erodierten.
ber umgekehrt oIlt selbstverständlich nıcht, da{ß Jetzt eın Abbau soz1ıaler Leıistun-
SCH solche Solıdarıtät wıeder hervorbringen würde

Dıie Tradıtion der batholischen Soziallehre
Immer wıeder wurde VO den Kritikern behauptet, Cr xebe eiınen Bruch oder
eınen Wıderspruch zwıschen dem Soz1alwort VO 1997 un: dem Impulstext. uch
wurde behauptet, der Impulstext verlasse die TIradıtion katholischer Soz1iallehre.
Was den Zusammenhang ZU Sozialwort angeht, wurde oben bereits das Nötıige
ZESART. Hınsıchtlich des Vorwurts elnes Bruchs mı1t der TIradıition katholischer SO-
z1allehre frage ıch miıch, ob jer diese TIradıtiıon nıcht doch einselt1g velesen un
1n Anspruch2erd Haben AA E nıcht iınnerhalb der wıssenschaftlichen
Debatten TIradıtion und Selbstverständnıs der katholischen Soz1iallehre rele-

Fortschritte gerade durch dıe Erkenntnis erzielt, da{ß diese TIradıtion n1ıe
nolıthisch WAal, da{fß 6S n1ıe eıne unumstrıttene Einheitslinie vab, dıe auch alleın 1Ur

lehramtliche Rückendeckung hätte gentießen können? Diese TIradıtion ist: vıel he-
Lerogen, 1e] reich unterschiedlichen Posiıtionen un: geschichtlichen Weıter-
entwicklungen, als da jede Neuerung, der Ianl krıtisch gegenübersteht, mMi1t dem
Stigma des TIradıtionsbruchs behaftet werden könnte.

Außerdem iırrıtiıert miıch, W1€ stark gerade sıch als „progressiv“ verstehende SO71-
alethiıker jer Tradıtiıonsargumenten Zutflucht nehmen. Hat enn dıe TIradıtion
ımmer recht? Müssen WIr nıcht ach den ethischen Urteilen un: den praktischen
Lösungen suchen, dıe 1n der heutigen Sıtuation als moralısch richtig un:! sachge-
recht argumentatıv ausgewıesen werden können? Sollte uns 1es überzeugend gC-
lingen, annn sınd WIr eıner Ortsbestimmung christlicher Soz1ialethik
gleich veranlaft un! legitimıert.
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Weıterer Diskussionsbedarf

Die Debatte die 1er 11UT 1117 skiz7zierten Fragen und Probleme wiırd weıterge-
hen Und S1@Ee mu{( weıtergehen, WE christliche Sozialethik und Kırche och 1n 11 -
gendeiner Weiıse beanspruchen wollen, politische Veränderungsprozesse 1n öffent-
ıch relevanter Weise A ethischer Perspektive begleiten. Als Ergebnis der
Tagung des Forschungsinstituts für Philosophie Hannover moöchte iıch testhalten,
da{fß dıe Perspektiven dieser Debatten 1ın dreijerle1 Hınsıcht och eine Auswe1-
(ung erfahren mussen.

Noch viel stärker als bisher WIr d erstens darüber diskutieren se1N, welches
Ma{ß Nachwuchssicherung 1n Deutschland notwendig, moralısch geboten oder
gerechtfertigt 1St Da 1er bevölkerungspolitische Fragen berührt werden, be] de-
MC I11all auf hıstorische Lasten stöfst, macht dıe Auseinandersetzung damıt nıcht
leichter. ber WenNnNn Ian sıch klar macht, welche dramatischen Konsequenzen der
bevorstehende Bevölkerungsrückgang voraussıchtlich haben wiırd, Konsequenzen
nıcht LE für die Finanzıerung soz1alstaatlicher Transters, sondern auch für die
Wırtschaft, die Kultur, die Wiıssenschaft, 1m Grund für alle Lebensbereiche, annn
ann 11an entdecken, da{fß ecsS möglicherweıse eın gravierendes Gerechtigkeıitspro-
blem darstellt, da{fß WIr direkt gewollt oder unabsıchtlich herbeigeführt zukünf-
tıge CGenerationen Zahl ımmer kleiner werden lassen un!: damıt mi1t 1Ur schwer
lösbaren Problemen konfrontieren. uch 1n dieser Hinsıicht tangıert der demogra-
phische Wandel die intergenerationelle Gerechtigkeıit.

Z/weıtens oilt jedoch, da weltweıt dıie Sıtuation och eıne SahlzZ andere 1St. Global
1st eher das anhaltend hohe, WCHEN auch iın den etzten Jahren leicht zurückgehende
Bevölkerungswachstum das Problem. Vielleicht ware C055 siınnvoll, die eigene Sıtua-
t10n stärker VOT dem Hıntergrund dieser globalen Sıtuation betrachten un sıch
die Frage stellen, ob nıcht durch eıne vollständige OÖffnung für ylobale Märkte
un: Mıgration das Problem entschärtft werden könnte. Freilich bedeutete dies, sıch
auf weıtreichende kulturelle Veränderungen eıner Einwanderungsgesellschaft
einzulassen, da{ß Fragen natıonaler Identität tatsaächlich Qanz TICUu gestellt werden
müfßÖten. Im Moment sıeht 6S nıcht AaUSs, als waren WIr mental überhaupt iın der
Lage, solche Perspektiven ernsthaft zuzulassen. An dieser Stelle wırd auch deutlich,
da{ß dıe katholische Soz1iallehre bıslang tast 1Ur den Nationalstaat als Adressaten
VO Gerechtigkeitstorderungen kennt, übernatıonale oder Sar zlobale Arrange-

Z Lösung VO  — Gerechtigkeitsproblemen hıngegen aln 1Ns Auge gefaft
hat, jedenfalls nıcht 1ın instıtutionalisierter orm.

Drıittens schliefßlich dürfte Für die Zukunft der christlichen Sozialverkündigung
entscheidend se1n, W1e€e die Kirche selbst mIıt ıhren eıgenen Problemen des „down-
S1Z1N28, des Sparens, des Personalabbaus, der möglichen Abkehr VO Tarıfsystem
der staatlıch Bediensteten umgehen lernt. Wırd S1e dadurch Glaubwürdigkeit
verlieren oder gewınnen?
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